
sätzlich zumBeitrag fürdie gesetzlicheRen-
te Geld auf ein „Vorsorgekonto“ einzahlen
können,dasamKapitalmarktangelegtwird.
Ein Teil der jährlich erwirtschafteten Erträ-
ge soll in einen kollektiven Reservetopf flie-
ßen,um etwaige Verluste auszugleichen.Ein
solcher Mechanismus schmälert freilich die
Renditechancen,weshalbandereVorschläge
für ein Standard-Altersvorsorgeprodukt
auf einenRisikoausgleich verzichten.
Die Deutsche Aktuarvereinigung (DAV)

empfiehlt, die Garantiezinsen auf Lebens-
versicherungen zum 1. Januar 2022 von 0,9
auf 0,25 Prozent zu senken. Zudem sollten
Versicherungsgesellschaften von der Pflicht
entbunden werden, bei Riester-Verträgen
und in der betrieblichen Altersvorsorge
mindestens den Erhalt aller angesparten
Beiträge bis zumRenteneintritt zu garantie-
ren. Die Zinsen am Kapitalmarkt seien in
der Corona-Krise noch einmal um0,2 bis 0,5
Prozentpunkte gesunken, sagte DAV-Vor-
standGuidoBader, imHauptberufVorstand
derStuttgarterLebensversicherung.

EineMehrheit (68 Prozent) der vom Insti-
tut für Demoskopie Allensbach befragten
Baden-Württemberger, die täglich oder
mehrfach in derWochemit demAuto unter-
wegs sind, sieht in Bus und Bahn „keine
ernsthafte Alternative“ und schließt einen
Umstieg aus. Auch bei E-Autos fehlt noch
Akzeptanz. In der Reihe der drängendsten
ProblemewerdenzuerstdiehohenPreise für
den Nahverkehr in Bussen und Bahnen ge-
nannt (52 Prozent), gefolgt von: zu viele
Staus (50), schlechter Zustand der Straßen
(45) und zu wenig Parkplätze in Innenstäd-
ten (43). Erst an zehnter Stelle wird der
„schlechteZustanddesSchienennetzes“ ge-
nannt (17 Prozent).Großstädter nehmen die
Ticketpreise für Busse und Bahnen sowie
Staus als Problem wahr, „Bewohner ländli-
cher Regionen ärgern sich überproportional
oft über schlechteVerkehrsanbindungen“.
Auffällig ist, dass Lieblingsthemen des

grünen Landesverkehrsministers Winfried
Hermann bei den Bürgern kaum eine Rolle
spielen: EinenMangel an Radwegen stellt je-
derVierte fest,Car-Sharing-Angebote fehlen
jedem Zehnten. Allerdings lehnen nur noch
34 Prozent Tempolimits auf Autobahnen
striktab.

b Kommentar

STUTTGART. Die nächste Runde des BaWü-
Checks der baden-württembergischen Ta-
geszeitungen zeigt: Eine Mehrheit der Be-
fragten (64 Prozent) ist der Ansicht, dass im
Südwesten in den letzten Jahren zuwenig in
die Verkehrsinfrastruktur investiert worden
sei.Damit istderAnteildermitdemZustand
von Straßen, Brücken und anderen Ver-
kehrsbauwerken Zufriedenen im Vergleich
zu 2015 erheblich gesunken.
In der repräsentativen Umfrage war die

Einstellung der Bürger zu verkehrspoliti-
schen Herausforderungen in Zeiten des Kli-
mawandels abgefragt worden – gerade vor
demHintergrund,dass die Landesregierung
seit 2011 vondenGrünen geführtwird.
Was die künftige Verkehrspolitik anbe-

langt, ist das Meinungsbild gespalten: Eine
Mehrheit von 56 Prozent findet, der Ausbau
müsse im Straßennetz und im Öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) „gleicherma-
ßen“ erfolgen,23Prozent sind fürmehrBus-
se und Bahnen und 17 Prozent für den Stra-
ßenbau.Bei jüngerenLeutenzwischen18bis
29überwiegendieÖPNV-Anhänger (43Pro-
zent) gegenüber den Freunden des Straßen-
baus.
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Für die meisten sind Bus
und Bahn keine Alternative
Teure Tickets, Staus, schlechte Straßen, zuwenig Parkplätze: Bei einer Umfrage der Tageszeitungen
in Baden-Württemberg findet eineMehrheit, es wird zuwenig ins Verkehrsnetz investiert.

Von Christoph Link

Prozent
der Befragten halten Stuttgart 21 für
richtig. Bei der Volksabstimmung vor
neun Jahren in Baden-Württemberg
stimmten fast 59 Prozent für das
Milliardenprojekt der Bahn.
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Prozent
der Befragten kennen Landesver-
kehrsminister Winfried Hermann
(Grüne) nicht. Von denjenigen, die
ihn kennen, haben zwölf Prozent
eine „guteMeinung“ von ihm.
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Altersvorsorge: Land
fordert Zusatzrente
Lebensversicherer wollen Garantiezins ab 2022 drastisch senken.

STUTTGART/FRANKFURT. Die Landesregie-
rung dringt angesichts der Probleme beim
Aufbau einer umfassenden Altersvorsorge
für breite Bevölkerungsschichten auf eine
Reform. Noch vor der Landtagswahl im
März kommenden Jahres werde Baden-
Württemberg über den Bundesrat die Bun-
desregierung auffordern, die Voraussetzun-
genfürein„kostengünstiges,sicheres,trans-
parentes und leistungsstarkes staatlich or-
ganisiertes Standardprodukt“ für den Auf-
bau einer Zusatzrente zu schaffen, teilte das
Verbraucherschutzministerium in Stuttgart
unserer Zeitung mit. „Zahlreiche Angebote
zur privaten Altersvorsorge sind am Markt,
aber viele sind zu komplex, die Renditen zu
gering oder die Kosten zu hoch“, kritisierte
Peter Hauk (CDU), Verbraucherschutzmi-
nister desLandes.
Die Landesregierung tritt für ein Modell

ein, das schon vor einigen Jahren entwickelt
wurde. Es sieht vor, dass Arbeitnehmer zu-

Von Barbara Schäder

Ungezogen
Die Verkehrspolitik bevormundet
Bürger – das kommt nicht gut an.
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„Nur eineMinderheit plädiert für den
BauneuerStraßen“,sagteVerkehrsminis-
terWinfriedHermann imvergangenen
Jahr und sieht seinePolitik voll bestätigt.
Schließlichwill er seit jeher die „Domi-
nanzdes individuellenPkw-Verkehrs
zurückdrängen“unddieStuttgarter In-
nenstadt autofreimachen.Denmeisten
Bürgern sind realeVerbesserungen ihres
Alltags aberwichtiger alsVisionen,die
einerFataMorgana gleichen.Nurneun
Prozent haben laut einerUmfrageder
Tageszeitungen inBaden-Württemberg
denEindruck, imLandwerde ausrei-
chend inVerkehrsinfrastruktur investiert.

Noch vor fünf JahrenwarderAnteil der
Zufriedenen fast dreimal so hoch.Dabei
bestanden imSüdwesten in all derZeit
idealeBedingungen für eineVerkehrs-
politik aus einemGuss.VomMinisterprä-
sidentenüber denVerkehrsminister,vom
Umweltminister über denRegierungs-
präsidentenbis zumOberbürgermeister
derLandeshauptstadt tragen allemaß-
geblichenAkteure die grüneParteifarbe.
Grün regiert seit Jahrendurch.Deshalb
kannmannunniemandanderes für die
Unzufriedenheit verantwortlichmachen.

Fahrverbote unddieSperrung vonSpu-
ren zurErzeugung vonStaus sind eher
politischeErsatzhandlungen alsVorboten
einermoderndenVerkehrspolitik.Die
passendenGerichtsurteile hatteman
einst durchdenVerzicht aufGegenargu-
mente undRechtsmittel selbstmit herbei-
geführt.DiemeistenBürgerwollen aber
eineVerkehrspolitik, in derAuto,Bus und
Bahnnicht gegeneinander ausgespielt
werden.Siewollen zwischen alltagstaug-
lichenAlternativenwählen,anstattwie
ungezogeneKinder behandelt und immer
wieder gemaßregelt zuwerden.

klaus.koester@stuttgarter-nachrichten.de

Von Klaus Köster

Schlachthöfe:
Veterinäre wehren sich
STUTTGART. Tierärzte, die in Schlachthöfen
unter anderemdie Tierschutzauflagen über-
wachen, fordern mehr Personal und vor al-
lem eine bessere Rückendeckung durch die
vorgesetzten Ämter und auch durch das Ag-
rarministerium.Holger Vogel, der Präsident
des Bundesverbandes der verbeamteten
Tierärzte, hält es zudem für notwendig, dass
jeder Schlachthof einen eigenen Tierschutz-
beauftragten einstellenmuss.
Die Veterinäre reagieren damit auf die

jüngste Debatte über Tierschutzverstöße in
den Schlachthöfen Gärtringen (Kreis Böb-
lingen) und Biberach. In heimlichen Auf-
nahmen der Soko Tierschutz war zu sehen,
dass die Amtstierärzte entweder nicht an-
wesend waren oder bei Verstößen nicht ein-
griffen. (fal)

Corona-Auflagen
bis 10. Januar
verlängert
BayernsMinisterpräsident Söder droht
mit noch schärferenMaßnahmen.

BERLIN. Die derzeit geltenden Corona-Auf-
lagen werden bis zum 10. Januar verlängert.
Darauf verständigten sich Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) und die Regierungs-
chefs der Länder am Mittwoch, wie Merkel
in Berlin am Abend mitteilte. Zu den Maß-
nahmen zählen unter anderem strenge Kon-
taktbeschränkungen, Schließungen von
Gaststätten und Kultureinrichtungen sowie
Reisebeschränkungen. Am 4. Januar wolle
die Runde wieder zusammenkommen, um
über das weitere Vorgehen zu beraten – ur-
sprünglich waren die gegenwärtigen Aufla-
genbis zum20.Dezember befristet.
Bayerns Ministerpräsident Markus Söder

sagte: „Wir können diese Situation nicht so
hinnehmen.“ Es sei „notwendig und richtig,
denLockdown zu verlängern bis zum10.Ja-
nuar“. Söder stellte die Möglichkeit noch
schärferer Auflagen in Aussicht. Abhängig
von der Entwicklung müsse überlegt wer-
den, an manchen Stellen „sehr deutlich und
konsequent tiefer heranzugehen“. (AFP)

  Lokales

Murrhardt und Umgebung

u Musikschule trotzt Coronakrise
Im Februar konnte das junge Streichen-
semble Paganinos (Foto) der Musik-
schule Schwäbischer Wald/Limpurger
Wald noch ganz selbstverständlich auf-
treten. Auch wenn das aktuell nicht
möglich ist, so kann doch der Unter-
richt weiterlaufen. Im Musikschulalltag
heißt es, umsichtig und flexibel zu sein.

u Börse

u Breitbandnetz wächst weiter
Die Gigabit Region Stuttgart sorgt
auch im Kreisgebiet für schnelles In-
ternet, bisher konnten etwa 15 500
Haushalte den Anschluss nutzen. Der
Zweckverband Rems-Murr unterstützt
die Kommunen dabei, den Glasfaser-
ausbau voranzubringen.

Rems-Murr-Sport

u Lang zieht es nach Bissingen
Die Zeit von Markus Lang als Coach
der A-Jugend-Fußballer der SG Son-
nenhof Großaspach ist abgelaufen.
Der 44-Jährige hat den Trainerposten
beim Oberliga-Vierten FSV 08 Bissin-
gen – dem Ligarivalen der TSG Back-
nang – übernommen.

u Geimpft wird in Waiblingen
Das Kreisimpfzentrum kommt nun
doch nicht nach Backnang. Das Sozi-
alministerium hat sich für den Stand-
ort Rundsporthalle in Waiblingen ent-
schieden – ein Vorschlag, der von der
Stadt Waiblingen kam. Die Variante
mit den Hallen bei den beruflichen
Schulzentren kam nicht zum Zug.

Das Wetter im November zeigte sich milder und sonniger als sonst
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u Wetter

Verwaiste Sitze im Kino
Im Interview spricht die Backnanger Kinobetreiberin
Annegret Eppler über die Situation im Coronajahr 2020.

Foto: A. Becher


